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Gisela Marsen

Ein weiterer Schritt in der Reglementierung des
Medizinstudiums

Die 2. Novellierung der Approbationsordnung für Ärzte

Am 1. 3. 1978 ist die zweite Novellierung der Approbationsordnung für
Ärzte in Kraft getreten. Beschränkte sich die erste Änderungsverordnung haupt-
sächlich auf eine Reihe technischer und Terminfragen im Zusammenhang mit der
Einführung des Praktischen Jahres, so enthält die zweite bereits deutliche Kor-
rekturen am ursprünglichen Ausbildungskonzept, u. a. durch die Wiederein-
führung von Pflichtvorlesungen und der Krankenhausfamulatur. Mit den neuen
Regelungen reagieren Bund und Länder auf den Umstand, daß eine Reihe von
Reformzielen der Approbationsordnung von 1970- vor allem die Verstärkung
des Praxisbezuges der Ausbildung - angesichts stark gestiegener Studentenzah-
len und der verbreiteten ReformunwiJIigkeit der medizinischen Fakultäten in der
Praxis der Medizinerausbildung nicht erreicht worden sind'. Tendenz der wich-
tigsten Änderungen ist die stärkere Reglementierung des Studienganges sowie
die deutliche Verschärfung des Prüfungsdrucks. Die entscheidenden Änderun-
gen nun im einzelnen:

Einführung von Pflichtvorlesungen

Bisher waren in der Approbationsordnung als Lehrveranstaltungen ausdrück-
lich nur "Praktische Übungen" genannt. Für sie ist die regelmäßige und erfolg-
reiche Teilnahme vorgeschrieben. Durch die Änderungsverordnung wird die
"systematische Vorlesung" ausdrücklich wieder Bestandteil des Studiums. Sie
soll die Praktischen übungen vorbereiten bzw. begleiten. Es bleibt der jeweili-
gen Hochschule belassen, in einer Studienordnung festzulegen, ob der Student
für diese Veranstaltung die regelmäßige Teilnahme nachweisen muß.

In der Regel haben alle medizinischen Ausbildungsstätten in ihren Studienplä-
nen auch heute Vorlesungen vorgesehen und angeboten. Ohne Teilnahmepflicht
war und ist die Beteiligung der Studenten gering. Ganz offensichtlich haben viele
Studenten auf die steigende Verschulung der Ausbildung reagiert, indem sie sich
auf das festgelegte Minimum beschränken. Zum anderen wird von den meisten
die Lerneffizienz dieser Veranstaltungen bestritten und das Literaturstudium
vorgezogen. Diese Tendenz hat sich mit der Einführung von umfangreichen
bundeseinheitlichen Multiple-Choice-Prüfungen in allen vier Prüfungen ver-
stärkt. Unter dem Zwang, das Studienverhalten auf diese Prüfung abzustellen,
verliert das Lehrangebot der einzelnen Hochschulen für die Studenten an Bedeu-
tung.

Infolge dieses veränderten Studienverhaltens wird von vielen Hochschulleh-
rern die Kritik geäußert, daß die Studenten nicht ausreichend vorbereitet in die
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Praktika kommen. Statt Praxis zu üben, muß den Studenten in den Kleingrup-
penveranstaltungen Grundlagenwissen vermittelt werden.

Die Wiedereinführung der teilnahmepflichtigen Vorlesung trägt dieser Kritik
Rechnung. Für die Studenten bedeutet sie eine Ausweitung der Pflichtstunden-
zahl und weitere Verschulung der Ausbildung. Ob mit dieser Maßnahme die
Praxisorientierung der Ausbildung gefördert wird, ist allerdings zu bezwei-
feln.

Wiedereinführung der Krankenhaus-Famulatur

Die Famulatur, die während der unterrichtsfreien Zeit zwischen ärztlicher
Vorprüfung und zweitem Abschnitt der ärztlichen Prüfung (d. h. innerhalb von
drei Jahren) abzuleisten ist, wird von zwei auf vier Monate verlängert. Entschei-
dend ist, daß mit der Verlängerung die Krankenhaus-Famulatur wieder einge-
führt wird. Sind nach der alten Regelung die zwei Monate in einer ärztlichen Pra-
xis oder in Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes abzuleisten, so
wird durch die Änderungsverordnung die Pflichtzeit für diese Einrichtungen auf
einen Monat reduziert, zwei Monate Krankenhausfamulatur zur Pflicht gemacht
und der letzte Monat wahlweise in einer der Institutionen der beiden Gruppen
absolviert. Darüber hinaus wird die Auslandsfamulatur ausdrücklich als anre-
ehenbar aufgeführt. Die neue Regelung gilt für Studenten, die nach dem
1. 3. 1978 ihre Vorprüfung ablegen.

Die ersten Erfahrungen mit der Ausbildung im Praktischen Jahr zeigen", daß
die Studenten auf diesen Srudienabschnitt nicht ausreichend vorbereitet sind. Sie
verfügen in der Regel zwar über umfangreiche theoretische Kenntnisse, jedoch
nicht über Erfahrungen mit dem Krankenhausbetrieb und den ärztlichen Aufga-
ben in der Krankenversorgung.

Mit der Verlängerung der Famulatur, insbesondere der Wiedereinführung der
Krankenhaus-Famulatur, ist eine Notlösung gefunden worden, den notwendi-
gen Praxisbezug zu verstärken und die Studenten besser auf das Praktische Jahr
vorzubereiten. Es ist jedoch unübersehbar, daß damit den medizinischen Fakul-
täten sehrirrweise die Verantwortung abgenommen wird, eine praxisbezogene
Ausbildung zu vermitteln. Dies bleibt, wie zu Zeiten der Bestallungsordnung,
der zufälligen Unterweisung der Studenten außerhalb der Hochschule überlas-
sen.

Dauer des Praktischen Jahres

Die praktische Ausbildung im dritten klinischen Studienabschnitt wird künf-
tig nur noch 48 Wochen umfassen, je 16Wochen Innere Medizin, Chirurgie und
ein Wahlfach. Diese Regelung gilt erstmals für Studierende, die im März 1978
den zweiten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung abgelegt haben.

Mit Hilfe der Verkürzung sollen die Terminüberschneidungen mit dem vor-
angegangenen zweiten Abschnitt der Ärztlichen Prüfung vermieden werden.
Diese Regelung ist sicherlich im Interesse der betroffenen Studenten, anderer-
seits bedeutet sie eine Verkürzung der knapp bemessenen Zeit für die praktische
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Ausbildung zugunsren eines aufwendigen Verwalrungsverfahrens zur Abwick-
lung der bundeseinheitlichen Multiple-Choice-prüfungen.

Schriftliche Prüfung nach dem Praktischen Jahr

Die schriftliche Prüfung nach dem Praktischen Jahr wird ab 1. 8. 1979 von
sechs auf viereinhalb Stunden verkürzt. Damit werden die Stoffgebiete, die im 2.
klinischen Studienabschnitt systematisch gelehrt werden, aber bisher im An-
schluß an den 3. klinischen Studienabschnitt, das Praktische Jahr, schriftlich ge-
prüft wurden - z. B. Spezielle Pathologie, Spezielle Chirurgie - in den 2. Ab-
schnitt der Ärztlichen Prüfung verlagert. Mit der Verlagerung einher geht die
Verlängerung dieser Prüfung um zwei Stunden.

In der Diskussion über das Praktische Jahr wird kritisiert, daß die Multiple-
Choice-Prüfung im Anschluß an das Praktische Jahr den Ausbildungserfolg die-
ses Studienabschnitts in Frage stellt". Beobachtungen in den Lehrkrankenhäu-
sern bestätigen die Befürchtung, daß die Studenten zumindest in der zweiten
Hälfte der Ausbildung sich nicht auf die Tätigkeit auf der Station, sondern, wie in
den vorangegangenen Studienabschnitten, auf das Literaturstudium konzentrie-
ren. Die neue Regelung beseitigt zwar den offensichtlichen Mißstand, d. h., der
Wissensstoff, der im 2. klinischen Studienabschnitt gelehrt wird, wird in Zu-
kunft auch direkt in der anschließenden Prüfung abgefragt. Der Grundsatz, in al-
len Abschnitten Multiple-Choice-Prüfungen anzuwenden, ist jedoch - wie-
derum zu Lasten der praktischen Ausbildung - auch mit dieser Novellierung
beibehalten worden.

Bestehensregelung

In § 14 Abs. 3 ÄAppO nach altem Recht gilt jede schriftliche Prüfung als be-
standen, wenn der Prüfling mindestens sc vom Hundert der Fragen zutreffend
beantwortet hat. Durch die Novellierung ist dieser Prozentsatz einheitlich auf 60
erhöht worden. Die neue Regelung tritt für alle Prüfungen, die nachdem
1. 8. 1979 durchgeführt werden, in Kraft. Diese Änderung hat bei den Betroffe-
nen - den Studenten - die größten Befürchtungen hervorgerufen: mehr Studen-
ten sollten bei steigenden Studienanfängerzahlen nun wieder "rausgeprüft"
werden.

In der offiziellen Begründung dieser Maßnahme wird auf die guten Erfahrun-
gen mit dem neuen Prüfungssystem verwiesen. Danach wäre es an der Zeit, mit
Heraufsetzung des erforderlichen Prozentsatzes eine bessere Qualitätskontrolle
zu erreichen.

Die vom Mainzer Institut für medizinische Prüfungsfragen veröffentlichten
Prüfungsergebnisse" zeigen allerdings, daß bei Anwendung der 600/0-Regelung
die Durchfallquote in allen Prüfungen zwischen drei- bis sechsmal höher gelegen
hätte.

Es läßt sich ohne weiteres vorstellen, daß ein Staatsexamen für bestimmte
wichtige Bereiche (z. B. Notfallmedizin) ein 1000/0iges Wissen verlangt. Dies
kann aber nur für stark ausgewählten Wissensstoff gelten. Problematisch ist die
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600/0-Quote auf dem Hintergrund der umfassenden Gegenstandskataloge für die
Prüfungen.

Vor einer Verschärfung der Bestehensregelung hätte eine ernstzunehmende
Auswahl der Prüfungsgegenstände stattfinden müssen. Da der zweite Schritt vor
dem ersten gemacht wurde, bleibt der Verdacht bestehen, daß die schriftlichen
Prüfungen nicht ein Instrument der Qualitätskontrolle, sondern angesichts dra-
stisch gestiegener Studentenzahlen ein Instrument der Selektion und der Nach-
wuchssteuerung sind.

Einführung des Faches "Allgemeinmedizin"

Im 2. klinischen Studienabschnitt ist das Stoffgebiet "Allgemeinmedizin" neu
aufgenommen worden. Es ist Gegenstand der Multiple-Choice-Prüfung im 2.
Abschnitt der Arztlichen Prüfung, und der Student hat ein Praktikum der All-
gemeinmedizin zu absolvieren. Dauer und Zeitpunkt des Praktikums bestimmt
die jeweilige Hochschule. Studenten, die nach dem 1. 6. 1980 die 2. Abschnitts-
prüfung ablegen wollen, müssen erstmals ein derartiges Praktikum nachweisen.
Den Hochschulen verbleibt ein Zeitraum von drei Semestern, um ein entspre-
chendes Lehrangebot vorzubereiten.

Unbestritten ist die Tatsache, daß Fragen der ambulanten Krankenversor-
gung, insbesondere allgemeinmedizinische Probleme, im Lehrangebot der me-
dizinischen Fakultäten keine oder unzureichende Berücksichtigung finden. Die
Ursache ist in der spezifischen Struktur und den Versorgungsaufgaben der
Hochschulkliniken zu suchen. Insofern besteht hier ein Defizit, das es zu besei-
tigen gilt. Auch die mit der Approbationsordnung eingeführte Famulatur in der
Praxis eines niedergelassenen Arztes ist keine entscheidende Verbesserung, da sie
nicht in die sonstige Ausbildung integriert ist.

Ahnliches zeichnet sich für das neue Fach Allgemeinmedizin ab. In der offi-
ziellen Begründung zur Anderungsverordnung wird darauf hingewiesen, daß
das notwendige Lehrangebot durch Lehraufträge an qualifizierte niedergelassene
Arzte abzudecken ist. Dieser Vorschlag ist besonders bedenklich, da bisher keine
inhaltliche Vorgabe für den Unterricht vorliegt. Im Gegensatz zu den anderen
Sroffgebieren, die mehr oder weniger ausführlich in der Approbationsordnung
dargelegt sind, findet man zur Allgemeinmedizin nur folgendes Stichwort:
"Aufgaben und Besonderheiten der Allgemeinmedizin". Durch die Vergabe von
Lehraufträgen ist nicht zu erwarten, daß eine ernstzunehmende Integration all-
gemeinmedizinischer Fragestellungen in die Hochschulausbildung stattfinden
wird. Vielmehr liefert ein isoliertes Praktikum der Allgemeinmedizin, durchge-
führt von Hochschul-Externen, den medizinischen Fakultäten erneut die Mög-
lichkeit, sich dieser wichtigen Lehraufgabe zu entziehen.

Anmerkungen

1 Siehe auch: H. U. Deppe: "Zur Novellierung der Ärztlichen Approbationsordnung"
in: "Medizinsoziologische Mitteilungen", Jahrgang 3, Nr. 4, Dez. 77, S. 1H.

2 G. Marsen, B. Nemitz , U. Schagen: "Das Praktische Studienjahr - Beispiel einer
gescheiterten Reform in der ökonomischen Krise", Jahrbuch für kritische Medizin, Band 2,
Berlin 1977.
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Ute Canaris und Gerd Syben

Gewerkschaftliche Arbeit im Bereich
medizinischer Ausbildung

Ein Erfahrungsbericht

In der hochschulpolitischen Diskussion, insbesondere seit dem Näherrücken
der staatlichen Studienreform , hat das Verhältnis von Hochschulen und Ge-
werkschaften eine bis daro nie gekannte Aufmerksamkeit erfahren. Bei ober-
flächlicher, zudem durch den eigenen Standort eingeengter Betrachtung neuer
Initiativen und deren vielfältiger Kornmentierung könnte man meinen, die tradi-
tionell feindliche Distanz zwischen Hochschulen und Gewerkschaften sei nun
insgesamt einer herzlichen Hingabe gewichen. Es ist also zum einen, spricht man
über die Möglichkeiten solcher Kooperation, daran zu erinnern, wie die Relatio-
nen wirklich sind.

Noch eine weitere Veränderung ist zu beobachten. Hochschulangehörige, vor
allem aber Studenten, die noch vor sechs, sieben Jahren meinten, sie müßten den
Gewerkschaften zeigen, wo's lang geht, kommen heute mit einem nachgerade
naiven Vertrauen und einer bedrückenden Orientierungslosigkeit auf die Ge-
werkschaften zu, so, als sei von dort die theoretische und vor allem praktische
Lösung aller Probleme zu erwarten, die heute an Hochschulen bestehen.

Zu einigen der damit angesprochenen Fragen soll hier aus der Erfahrung eines
dreijährigen Handlungsforschungsprojekts berichtet werden.

1. Das Kooperationsprojekt des VFS

Hochschul- und Studienreform ist keine Sache, die durch den besseren Ent-
wurf entschieden wird, sondern sie bedarf der Durchsetzungsmacht. Reform-
kräfte, die dafür eintreten, daß auch Hochschulen stärker die Interessen der ab-
hängig Beschäftigten berücksichtigen, müssen sich um eine Zusammenarbeit mit
Gewerkschaften bemühen. Dem kommt entgegen, daß Gewerkschaften zuneh-
mend darauf reagieren, daß an Hochschulen u. a. künftige Arbeitnehmer ausge-
bildet werden. Das bedeutet, daß sich neben DGB und GEW auch andere Ein-
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